
 

 

 

  

Schriftliche Anfrage betreffend einmal mehr völlig unnötige Verkehrsbehinderung 15.5245.01 
 

Es wurde schon verschiedentlich thematisiert – vom Anfragesteller selbst und anderen Mitgliedern des 
Parlaments – dass insbesondere bei Baustellen immer wieder der Eindruck entsteht, dass der Verkehr absichtlich 
behindert wird. Die Regierung hat bisher immer beteuert, dass das nicht der Fall sei. 

Umso unverständlicher ist eine Feststellung vor einigen Tagen: An der äusserst viel befahrenen 
Grosspeterstrasse wurde das ganze Wochenende vom 18./19.4.15 (möglicherweise schon früher und auch noch 
länger) ohne jede Notwendigkeit eine Spurreduktion installiert (Fahrtrichtung Autobahn). Das abgesperrte Gebiet 
auf der rechten Spur war in keiner Weise von Baumaterial oder Baumaschinen belegt, der Belag nirgendwo 
aufgerissen oder beschädigt. Entsprechend dem Verkehrsaufkommen resultierte aus dieser Spurreduktion eine 
substantielle Behinderung des Verkehrs; da die Spurreduktion zudem nur sehr kurz vorher signalisiert war, 
entstanden auch etliche gefährliche Situationen durch hektische Spurwechsel. Ein Rückbau der Absperrung – 
mindestens für das Wochenende – wäre mit wenig Aufwand möglich gewesen. 

Die in früheren Fällen vorgebrachte Ausrede, die Kapazitäten für Kontrollen seien so limitiert, dass nicht alle 
Baustellen kontrolliert werden können, kann im vorliegenden Fall nicht angebracht werden: Diese Strecke wurde 
im fraglichen Zeitraum mit Sicherheit auch von der Polizei befahren (Stützpunkt Zeughaus!) – und diese hätte (im 
Nicht-Alarm-Einsatz) problemlos eingreifen bzw. die entsprechenden Anordnungen geben können. 

Da frühere Anfragen direkt bei den Verantwortlichen keine befriedigenden Resultate ergeben haben, sieht sich 
der Anfragesteller gezwungen, eine Schriftliche Anfrage zu formulieren. Der Unterzeichnete bittet die Regierung 
um die Beantwortung folgender Fragen:  

1. Wie erklärt es die Regierung, dass an der Grosspeterstrasse über mehrere Tage hinweg eine völlig 
unnötige Verkehrsbehinderung installiert war, ohne dass die zuständige Behörde etwas dagegen 
unternommen hätte? 

2. Wie sind die bisherigen Beteuerungen der Regierung zu verstehen, dass bei Baustellen genau darauf 
geachtet werde, dass der Verkehr nicht unnötig behindert werde? 

3. Was gedenkt die Regierung zu unternehmen, dass in Zukunft keine solchen unsinnigen 
Verkehrsbehinderungen mehr passieren?  

Sollte die Situation zum genannten Zeitpunkt nicht mehr zu reproduzieren sein, stehen Fotos zur Verfügung. 

Patrick Hafner  

 

 

 

 

 


